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IHK-Position zum Biosphärenreservat Karstlandschaft Südharz 

 

 

1. Die IHK lehnt das Biosphärenreservat Karstlandschaft Südharz aufgrund 

per Saldo zu erwartender Nachteile und Beeinträchtigungen der 

künftigen wirtschaftlichen Entwicklung in der Region ab. Die Interessen 

von wirtschaftlicher Entwicklung und Naturschutz sind in einen fairen 

Ausgleich zu bringen.  

 

2. Sollte die Landesregierung trotz der vielfältigen Bedenken an der 

Ausweisung des Biosphärenreservates festhalten, fordert die IHK eine 

verbindliche Zusage der Gewährleistung von Rahmenbedingungen zu 

weiterem wirtschaftlichen Wachstum in der Region ein. 

 

3. Zur Konfliktminimierung schlägt die IHK eine Änderung des 

Gebietszuschnitts des Biosphärenreservates vor. Das Gebiet um die A 

38 sowie die Region bis Rottleberode sind aus dem Biosphärenreservat 

herauszulösen. Als Ersatzfläche bieten sich ökologisch wertvollere 

Gebiete in nördlich angrenzender Richtung des bestehenden 

Biosphärenreservates an.  
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Hintergrund zum Thema 

 

Biosphärenreservate sind laut Bundesnaturschutzgesetz einheitlich zu schützende und 

zu entwickelnde Gebiete. Sie sind großflächige, repräsentative Ausschnitte von 

Kulturlandschaften und eine Schutzgebietskategorie des Natur- und 

Landschaftsschutzes der UNESCO.  

 

Die Südharzregion besteht geologisch aus weichen, löslichen Gesteinen. Im Zuge 

natürlicher Verwitterung entstand so eine Karstlandschaft. Bereits in den 80er Jahren 

des letzten Jahrhunderts existierten Bestrebungen, dieses Landschaftsgebilde unter 

Schutz zu stellen. Anstrengungen zur Ausweisung eines gemeinsamen 

länderübergreifenden Schutzgebietes von Sachsen-Anhalt, Thüringen und 

Niedersachsen scheiterten bislang. 

 

Im Jahr 2008 eröffnete Sachsen-Anhalt im Alleingang das Anhörungsverfahren mit 

dem Ziel, die UNESCO-Anerkennung für das Biosphärenreservates Karstlandschaft 

Südharz zu erreichen. Im Ergebnis hielt sich die Anzahl der Befürworter und Gegner 

unter den Kommunen die Waage. Der Antrag auf UNESCO-Anerkennung kann aber 

nur bei einmütiger Unterstützung der Region gestellt werden. Die Landesregierung 

erklärte daraufhin das Gebiet 2009 im Rahmen einer Allgemeinverfügung zum 

Biosphärenreservat nach Landesrecht. Ziel freilich bleibt weiterhin die UNESCO-

Anerkennung im Jahr 2012. Eine Gemeinde hat gegen die Allgemeinverfügung Klage 

eingereicht. Laut einer aktuellen Mitteilung des Verwaltungsgerichtes wollen sich beide 

Seiten jetzt außergerichtlich einigen.  

 

Biosphärenreservate müssen zum Schutz der Natur aus einer abgestuften 

Gebietsklassifizierung („Zonierung“) bestehen. Hauptelement sind die sog. Kernzonen. 

In diesen ist jegliche wirtschaftlich motivierte Nutzung verboten. Diese „Totalreservate“ 

sollen von Pflegezonen umgeben sein, in welchen der Schutz der Biodiversität im 

Vordergrund steht. Kern- und Pflegezone zusammen müssen mind. 20 Prozent der 

Gesamtfläche ausmachen. Weitere mind. 50 Prozent der Fläche müssen als 

Entwicklungszone ausgewiesen sein. Dort soll eine „dauerhaft umweltgerechte 

Entwicklung“ stattfinden.  

 

Im Biosphärenreservat Karstlandschaft Südharz allerdings ist die Kernzone auf 19 

Einzelflächen verstreut! Eine Abpufferung durch Pflegezonen ist nur teilweise 

vorhanden (siehe Karte). Hieraus entstehen Risiken der Nutzungseinschränkung für 
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anliegende Grundstückseigentümer sowie Risiken einer schleichenden Vernetzung der 

verstreuten Kernzonen (EU-Strategie zur Biotopvernetzung im Zuge der Biodiversität) 

– mit zusätzlichen Risiken weiterer Nutzungseinschränkungen.  

 

Pro und Contra eines Biosphärenreservates 

Befürworter eines Reservats verweisen auf die landschaftlichen Besonderheiten und 

die daraus folgenden potenziellen Chancen insbesondere einer touristischen 

Vermarktung im Südharz. Kritiker hingegen sehen die positive wirtschaftliche 

Entwicklung der letzten Jahre gefährdet. Die inzwischen fertig gestellte A 38 als Ost-

West-Verbindungs- und Entwicklungsachse ist ein wichtiger Standortfaktor für die 

künftige Entwicklung.  

 

Die grundsätzlichen Bedenken der IHK beziehen sich auf mögliche Auswirkungen des 

Biosphärenreservates auf die gewerbliche Wirtschaft sowie dessen Zuschnitt. Konkret 

sieht die IHK durch das Biosphärenreservat künftige Erweiterungen ansässiger 

Unternehmen wie der Knauf Deutsche Gipswerke KG oder Ante Holz gefährdet. Die 

Ansiedlung neuer Industrieunternehmen im Biosphärenreservat wird, wenn überhaupt, 

nur mit erheblichen Schwierigkeiten zu realisieren sein. Für die Entwicklung des 

Holzgewerbeparks im Ortsteil Rottleberode der Einheitsgemeinde Südharz ist auch 

eine leistungsfähige infrastrukturelle Anbindung durch Straße und Schiene von großer 

Bedeutung. Durch das Biosphärenreservat kann ein möglicher Ausbau dieser 

Verkehrswege (L 236 und Bahnstrecke) verzögert oder gar verhindert werden. 

Erfahrungen aus anderen Biosphärenreservaten bestätigen Probleme bei 

Infrastrukturvorhaben. Sehr kritisch betrachtet die IHK die Ausdehnung des Reservates 

auf Teile der A 38 sowie bis an die Halle-Kasseler-Eisenbahnlinie heran. Auch hier sind 

bei perspektivisch möglichen Bauvorhaben Probleme möglich. Ebenso betroffen sind 

Land- und Forstwirtschaft. Der Forstwirtschaft gehen Flächen zum Einschlagen von 

Bäumen und somit Teile der Geschäftsgrundlage verloren. Die Landwirtschaft wird 

durch ökologische, naturverträgliche Bewirtschaftungsformen eingeschränkt. Derzeit 

zur Verfügung stehende Förderprogramme von EU, Bund und Land zur Kompensation 

der Ertragseinbußen werden künftig geringer werden.  

 

Befürworter des Biosphärenreservates erhoffen sich eine spürbare Belebung des 

Tourismus in der Südharz-Region. Trotz der naturräumlichen Gegebenheiten und 

langjährigem Agieren der Reservatsverwaltung existiert jedoch bis heute kein 

Tourismuskonzept. Ohne ein schlüssiges Konzept hegt die IHK Zweifel an der 

wirkungsvollen Vermarktbarkeit des 16. Unesco-Biosphärenreservates in Deutschland.  
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Für eine touristische Vermarktung unerlässlich ist das Vorhalten entsprechender 

touristischer Infrastruktur. Große Teile der Kern- und Pflegezonen sind als 

Naturschutzgebiete ausgewiesen. Laut Landesnaturschutzgesetz ist die Errichtung, 

Erweiterung oder wesentliche Änderung baulicher Anlagen aller Art (auch 

Verkehrswege, Sport- und Freizeiteinrichtungen) als Eingriff zu werten. Eingriffe 

bedürfen einer Genehmigung und sind somit, wenn überhaupt, nur mit bürokratischen 

Hürden möglich. Erfahrungen aus anderen Biosphärenreservaten belegen Probleme 

mit Zuwegungen für touristische/gastronomische Einrichtungen oder der Befestigung 

von Radwegen. Betroffen wären z. B. Stollberg, Questenberg oder Hainrode. Zudem 

ist das Betreten von Naturschutzgebieten für die Allgemeinheit nur gestattet, soweit es 

der Schutzzweck erlaubt. Derzeit ist nicht geklärt, ob dies für sämtliche Kernzonen 

zutrifft.  

 

Aus dargelegten Gründen lehnt die IHK mögliche Nachteile und 

Beeinträchtigungen der künftigen wirtschaftlichen Entwicklung der Region zu 

Gunsten des Naturschutzes strikt ab. 

 

Forderungen 

Sollte die Landesregierung trotz der vielfältigen Bedenken an der Ausweisung des 

Biosphärenreservates sowie der für 2012 avisierten Unesco-Anerkennung festhalten, 

fordert die IHK, Chancen und Risiken eines Biosphärenreservates vollständig, 

ergebnisoffen und transparent zu prüfen. Die wirtschaftlichen Entwicklungspotenziale 

der Region sind offen zu halten. Existierende Unternehmen sind in ihrer Entwicklung zu 

unterstützen, Erweiterungen zu befördern und die Chancen auf Neuansiedlungen zu 

gewährleisten. Weiter ist die Instandhaltung bzw. der Ausbau der Verkehrsinfrastruktur 

zu sichern und der Ausbau der touristischen Infrastruktur (Wanderwege, Gastronomie, 

Freizeiteinrichtungen etc.) zu befördern. Weiter ist ein Tourismuskonzept mit 

Herausstellung des Alleinstellungsmerkmals der Südharzregion unerlässlich.  

 
Kompromissvorschlag 

Die benannten Prämissen zur Sicherung der wirtschaftlichen Entwicklung in der Region 

sind aus Sicht der Wirtschaft besser und wesentlich konfliktärmer bei einer Änderung 

des Gebietszuschnitts des Biosphärenreservates zu lösen. Das Gebiet der A 38 sowie 

der Streifen von der Thüringer Landesgrenze bis zur L 236 (Verbindung nach 

Stollberg) sollte bis einschließlich der Ortslage Rottleberode aus dem Reservat 

herausgelöst werden. Hierfür könnten Gebiete in Richtung Harz (Hayn, Wolfsberg, 

Breitenberg, Rotha, Wippra) mit in das Biosphärenreservat integriert werden.  


